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RESOLUTION 56/158 

Verabschiedet auf der 88. Plenarsitzung am 19. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/583/Add.2, Ziffer 109)353. 

56/158. Nationale Institutionen zur Förderung und 
zum Schutz der Menschenrechte 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen und diejenigen der 
Menschenrechtskommission über nationale Institutionen zur 
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte, 

 mit Genugtuung über das weltweit rasch wachsende In-
teresse an der Schaffung und Stärkung unabhängiger, plura-
listischer nationaler Institutionen zur Förderung und zum 
Schutz der Menschenrechte, 

 überzeugt von der wichtigen Rolle, die diesen nationa-
len Institutionen jetzt und auch künftig dabei zukommt, die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu 
schützen und diese Rechte und Freiheiten stärker ins Be-
wusstsein der Öffentlichkeit zu rücken, 

 in der Erwägung, dass die Vereinten Nationen bei der 
Unterstützung des Ausbaus nationaler Institutionen eine 
wichtige Rolle gespielt haben und dass sie künftig eine noch 
wichtigere Rolle dabei spielen sollen, 

 unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktionspro-
gramm von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonfe-
renz über Menschenrechte verabschiedet wurden354 und in 
denen die wichtige und konstruktive Rolle der nationalen 
Menschenrechtsinstitutionen bekräftigt wurde, insbesondere 
soweit es dabei um die Beratung der zuständigen Behörden, 
ihre Rolle bei der Behebung von Menschenrechtsverletzun-
gen, der Verbreitung von Informationen über die Menschen-
rechte und der Menschenrechtserziehung geht, 

 sowie unter Hinweis auf die Aktionsplattform von Bei-
jing355, in der die Regierungen nachdrücklich aufgefordert 

_____________ 
353 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Argentinien, Äthiopien, Australi-
en, Bangladesch, Benin, Bolivien, Brasilien, Chile, Dänemark, Demo-
kratische Republik Kongo, Deutschland, Dominikanische Republik, 
Ecuador, Georgien, Griechenland, Guyana, Honduras, Indien, Indone-
sien, Irland, Italien, Kamerun, Kanada, Kenia, Kolumbien, Kroatien, 
Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malta, Marokko, Mauritius, Mexiko, 
Mongolei, Nepal, Neuseeland, Nigeria, Norwegen, Panama, Philippi-
nen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, 
Russische Föderation, Sambia, Senegal, Sierra Leone, Slowakei, Slo-
wenien, Spanien, Sri Lanka, Suriname, Thailand, Tunesien, Türkei, Uk-
raine, Ungarn, Venezuela, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes 
Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern. 
354 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III. 
355 Abgedruckt in: Bericht der Vierten Weltfrauenkonferenz, Beijing,  
4.-15. September 1995 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments 
A/CONF.177/20 vom 17. Oktober 1995), Kap. I, Resolution 1, Anla-
ge II.  

wurden, unabhängige nationale Institutionen zur Förderung 
und zum Schutz der Menschenrechte, einschließlich der 
Menschenrechte von Frauen, zu schaffen oder zu stärken, 

 in Anbetracht der unterschiedlichen Methoden, die 
weltweit zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte 
auf nationaler Ebene angewandt werden, unter Betonung der 
Universalität, der Unteilbarkeit und der Interdependenz aller 
Menschenrechte sowie unter Betonung und in Anerkennung 
der Nützlichkeit dieser Methoden für die Förderung der all-
gemeinen Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, 

 mit Genugtuung Kenntnis nehmend von der konstrukti-
ven Mitwirkung von Vertretern nationaler Institutionen zur 
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte an den Be-
ratungen der Weltkonferenz über Menschenrechte, der Welt-
konferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz 
sowie an der Menschenrechtskommission und an den von 
den Vereinten Nationen veranstalteten oder getragenen in-
ternationalen Seminaren und Arbeitstagungen zum Thema 
Menschenrechte sowie von ihren positiven Beiträgen dazu, 

 mit Genugtuung darüber, dass die regionale Zusam-
menarbeit zwischen den nationalen Menschenrechtinstitu-
tionen sowie zwischen den nationalen Menschenrechtsinsti-
tutionen und anderen regionalen Menschenrechtsforen in al-
len Regionen verstärkt wurde, 

 sowie mit Genugtuung über die Verstärkung der inter-
nationalen Zusammenarbeit zwischen den nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen, namentlich über den Internationa-
len Koordinierungsausschuss der nationalen Institutionen, 

 1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs356; 

 2. bekräftigt, wie wichtig die Schaffung wirksamer, 
unabhängiger und pluralistischer nationaler Institutionen zur 
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte ist, im Ein-
klang mit den Grundsätzen betreffend die Stellung nationaler 
Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschen-
rechte in der Anlage der Resolution 48/134 der Generalver-
sammlung vom 20. Dezember 1993; 

 3. erkennt an, dass jeder Staat gemäß der Erklärung 
und dem Aktionsprogramm von Wien354 das Recht hat, den 
einzelstaatlichen institutionellen Rahmen zu wählen, der sei-
nen besonderen einzelstaatlichen Bedürfnissen im Hinblick 
auf die Förderung der Menschenrechte im Einklang mit den 
internationalen Menschenrechtsnormen am besten gerecht 
wird; 

 4. legt den Mitgliedstaaten nahe, nationale Institu-
tionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte 
zu schaffen beziehungsweise zu stärken, soweit sie bereits 

_____________ 
356 A/56/255. 
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bestehen, wie in der Erklärung und dem Aktionsprogramm 
von Wien dargelegt; 

 5. begrüßt es, dass eine wachsende Zahl von Staaten 
nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der 
Menschenrechte schaffen beziehungsweise ihre Schaffung in 
Erwägung ziehen; 

 6. ermutigt die von den Mitgliedstaaten geschaffe-
nen nationalen Institutionen zur Förderung und zum Schutz 
der Menschenrechte, bei der Verhinderung und Bekämpfung 
aller in der Erklärung und dem Aktionsprogramm von Wien 
und in den einschlägigen internationalen Rechtsakten aufge-
zählten Menschenrechtsverletzungen auch künftig eine akti-
ve Rolle zu spielen; 

 7. nimmt mit Genugtuung Kenntnis von den An-
strengungen derjenigen Staaten, die ihren nationalen Institu-
tionen mehr Autonomie und Unabhängigkeit eingeräumt 
haben, namentlich indem sie ihnen Ermittlungsfunktionen 
übertragen beziehungsweise diese Funktionen gestärkt ha-
ben, und legt den anderen Regierungen nahe, ähnliche 
Schritte zu erwägen; 

 8. erklärt erneut, dass die nationalen Institutionen 
dort, wo sie bestehen, unter anderem die geeigneten Stellen 
für die Verbreitung von Menschenrechtsdokumentation und 
andere Aktivitäten der Öffentlichkeitsarbeit sind, darunter 
auch die der Vereinten Nationen, insbesondere im Zusam-
menhang mit der Dekade der Vereinten Nationen für Men-
schenrechtserziehung (1995-2004); 

 9. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, 
den Ersuchen von Mitgliedstaaten um Hilfe bei der Schaf-
fung und Stärkung nationaler Menschenrechtsinstitutionen 
als Teil des Programms der Vereinten Nationen für Beraten-
de Dienste und technische Hilfe auf dem Gebiet der Men-
schenrechte auch künftig hohen Vorrang einzuräumen; 

 10. begrüßt den hohen Vorrang, den das Amt des 
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte der Arbeit an nationalen Institutionen einräumt, legt 
der Hohen Kommissarin angesichts der Ausweitung der mit 
nationalen Institutionen zusammenhängenden Aktivitäten 
nahe, für geeignete Regelungen und die Bereitstellung von 
Haushaltsmitteln zu sorgen, damit die Aktivitäten zur Unter-
stützung der nationalen Menschenrechtsinstitutionen weiter-
geführt und ausgebaut werden können, und bittet die Regie-
rungen, hierfür zusätzliche zweckgebundene Mittel für den 
Freiwilligen Fonds der Vereinten Nationen für technische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte beizu-
steuern; 

 11. nimmt mit Genugtuung Kenntnis von der mit Re-
solution 1994/54 der Menschenrechtskommission vom 
4. März 1994357 anerkannten zunehmend aktiven und wich-
_____________ 
357 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1994, 
Supplement No. 4 und Korrigendum (E/1994/24 und Corr.1), Kap. II, 
Abschnitt A. 

tigen Rolle des Internationalen Koordinierungsausschusses 
der nationalen Institutionen, die darin besteht, den Regierun-
gen und den nationalen Institutionen auf Antrag in enger Zu-
sammenarbeit mit dem Amt des Hohen Kommissars dabei 
behilflich zu sein, die einschlägigen Resolutionen und Emp-
fehlungen betreffend die Stärkung der nationalen Institutio-
nen weiterzuverfolgen; 

 12. nimmt außerdem mit Genugtuung Kenntnis von 
den regelmäßigen Sitzungen des Internationalen Koordinie-
rungsausschusses der nationalen Institutionen und von den 
Vorkehrungen für die Mitwirkung nationaler Menschen-
rechtsinstitutionen an den Jahrestagungen der Menschen-
rechtskommission; 

 13. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit 
mit dem Amt des Hohen Kommissars auch künftig die er-
forderliche Unterstützung für die Abhaltung von Sitzungen 
des Internationalen Koordinierungsausschusses der nationa-
len Institutionen während der Tagungen der Menschen-
rechtskommission bereitzustellen; 

 14. begrüßt die Fortführung der Praxis der nationalen 
Institutionen, Regionaltagungen in bestimmten Regionen 
abzuhalten, sowie die Einführung dieser Praxis in anderen 
Regionen und legt den nationalen Institutionen nahe, in Zu-
sammenarbeit mit der Hohen Kommissarin der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte in ihren eigenen Regionen 
ähnliche Veranstaltungen gemeinsam mit Regierungen und 
nichtstaatlichen Organisationen abzuhalten; 

 15. ersucht den Generalsekretär, auch künftig die er-
forderliche Unterstützung für die Abhaltung internationaler 
und regionaler Tagungen nationaler Institutionen bereitzu-
stellen, namentlich aus Mitteln des Freiwilligen Fonds der 
Vereinten Nationen für technische Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Menschenrechte; 

 16. erkennt die wichtige und konstruktive Rolle an, 
die die nichtstaatlichen Organisationen in Zusammenarbeit 
mit den nationalen Institutionen bei der besseren Förderung 
und dem besseren Schutz der Menschenrechte spielen kön-
nen; 

 17. ermutigt alle Mitgliedstaaten, geeignete Maßnah-
men zu ergreifen, um den Austausch von Informationen und 
Erfahrungen in Bezug auf die Schaffung und die wirksame 
Arbeitsweise solcher nationalen Institutionen zu fördern; 

 18. legt allen Organen, Fonds und Organisationen der 
Vereinten Nationen nahe, bei der Förderung und dem Schutz 
der Menschenrechte eng mit den nationalen Institutionen zu-
sammenzuarbeiten; 

 19. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung über die 
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten. 
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